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Von Elham Manea

Die Nachricht ist sehr beunruhi-
gend, aber nicht überraschend.
Der Gouverneur der pakistani-
schen Provinz Punjab, Salman
Taseer, wurde Anfang Januar
von einem Leibwächter ermordet.
Grund für die Ermordung war
Taseers Unterstützung für die
Abschaffung des pakistanischen
Blasphemiegesetzes.

Beunruhigend ist die Nachricht,
weil islamistische Organisationen,
die sich zuvor gegen Gewalt und
Terror ausgesprochen hatten und
vomWesten als «moderat» be-
zeichnet wurden, den Mord von
Taseer öffentlich bejubelten.
«Kein Muslim soll an der Beerdi-
gung teilnehmen oder für Salman
Taseer beten», erklärte ein Spre-

cher einer dieser «moderaten»
Organisationen. Zugleich warnten
500 islamische Geistliche in Pakis-
tan ausdrücklich davor, um den
Gouverneur zu trauern. «Wir zol-
len dem Mut und dem Glauben
des Attentäters grossen Respekt»,
hiess es in einer Erklärung der
Gelehrten. Spätestens da wurde
klar, dass hinter der moderaten
Fassade ein menschenverachten-
der und intoleranter Fanatismus
steckt.

Aber überraschend war die Nach-
richt dennoch überhaupt nicht.
Denn der Mord von Taseer ist das
Ergebnis einer jahrzehntelangen
Politik staatlicher Unterstützung
eines dogmatischen politischen
Islam in Pakistan. Diese Politik
nahm ihren Anfang 1977 mit dem
Militärputsch des Diktators Zia-
ul-Haq, der mit Hilfe von Saudi-
Arabien ein islamisches System
errichtete. Die Lehrpläne in den
Schulen wurden geändert und et-
wa 30 000 Religionsschulen eröff-
net, mit dem Ziel, den wahhabiti-
schen Islam zu verbreiten. Damals
ging es darum, den Kommunismus
zu bekämpfen. Heute betreibt die

politische Elite diese Art Politik
aus rein opportunistischen Grün-
den. Ohne die Unterstützung des
religiösen Establishments kann sie
politisch nicht überleben. Folglich
gibt es bislang keine ernsthaften
Versuche, dieser fundamentalis-
tischen Auslegung des Islam ent-
gegenzuwirken. Ein Gutteil der
Gesellschaft, das Militär, der
Geheimdienstapparat und das
religiöse Establishment ist von
dieser Strömung von Islam ge-
prägt und radikalisiert – was die
öffentliche Feier in Islamabad
von Anhängern des Mörders
von Taseer erklärt.

Der ermordete Gouverneur war
ein Mann mit Prinzipien. Er setzte
sich gegen ein ungerechtes Gesetz
ein – ein Gesetz, das die vorherr-
schende (Un-)Kultur der Intole-
ranz, die in Pakistan herrscht, wi-
derspiegelt. Dieses ermöglicht es
den Gerichten, Menschen wegen
«Gotteslästerung» zum Tod zu
verurteilen, und wurde kürzlich
gegen eine Christin benutzt.Ta-
seers Einsatz für diese Christin
war entsprechend gefährlich. Kei-
ner wusste das besser als er.Vor

seinem Mord haben religiösen Ge-
lehrte und ein Teil der Presse eine
Verleumdungskampagne gegen ihn
geführt.Wiederholte Aufforderun-
gen zu seiner Tötung wurden aus
den Moscheen heraus gemacht,
und diese Hassreden blieben un-
bestraft. Das politische Establish-
ment hat Taseer im Stich gelassen,
und er hat mit seinem Leben für
seine Prinzipien bezahlt.

All das ist sehr alarmierend.Aber
was mich am meisten beunruhigt,
ist die Tatsache, dass Pakistan kein
Einzelfall ist. Zahlreiche arabische
und islamische Staaten dulden die
Verbreitung des fundamentalisti-
schen politischen Islam.Als Folge
davon leiden religiöse Minderhei-
ten und Andersdenkende in diesen
Gesellschaften.Angesichts des
fehlenden Reformwillens ist eine
Verbesserung der Lage nicht zu
erwarten.Auch dies ist leider
wiederum nicht überraschend.
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Beunruhigend, aber nicht überraschend
SONNTAGSKOLUMNE

Die Pferdenärrin im Bundesparlament
Die Berner SVP-Nationalrätin
Andrea Geissbühler engagiert
sich an vorderster Front gegen
dieWaffeninitiative. DasVolks-
begehren bringe keineswegs
das, was man sich erhoffe,
argumentiert die politisierende
Polizistin.

Von Urs Zurlinden

Bern. – Sie ist wohl die erste und ein-
zige Parlamentarierin, die hoch zu
Ross von oben herab beobachten
kann, wie die ehrenwerten Gäste der
ausländischen Diplomatie über den
roten Teppich ins Bundeshaus schrei-
ten. Andrea Geissbühler, SVP-Natio-
nalrätin aus der bernischenAgglome-
ration, hatte am Mittwoch Dienst und
denAuftrag, als berittene Polizistin in
ihrer blauen Uniform und mit aufge-
setztem Helm den Neujahrsempfang
zu überwachen. Der Einsatz begann
am Morgen, die vom Nationalen Pfer-
dezentrum ausgeliehenenArmeepfer-
de wollten gezäumt und eingeritten
werden, damit sie auf dem Bundes-
platz nicht unnötig nervös herumtän-
zelten. Geissbühlers Kayus machte
problemlos mit.

Abends trat die Reiterin dann in
einer völlig anderen Rolle auf:An der
Delegiertenversammlung der Berner
SVP war die Vorlage für die Abstim-
mung vom 13. Februar traktandiert.
Geissbühler hatte den Part übernom-
men, das Nein zurVolksinitiative «Für
den Schutz vorWaffengewalt» zu ver-

treten. Es war diese Woche nicht ihr
einziger Einsatz im aktuellenAbstim-
mungskampf:Am Dienstagabend war
das Thema im Parteivorstand ihrer
Wohnortsgemeinde Kirchlindach zu
besprechen, gestern referierte sie zu-
erst am Morgen in Olten vor derWaf-
fenlobby ProTell, gleich anschliessend
vor der Delegiertenversammlung der
SVP Schweiz im luzernischen Em-
menbrücke. Es waren Heimspiele,
und wie sie argumentiert, ist bekannt:
Die meisten Tötungsdelikte erfolgten
mit illegalen Waffen, weiss Polizistin

Geissbühler und folgert: «Mit der Ini-
tiative kann nicht das erreicht wer-
den, was man sich erhofft.» Die
Schweiz habe heute schon eines der
weltweit strengsten Waffengesetze.
Und seit der Revision des Militär-
gesetzes im Jahr 2008, wonach die
Munition nun nicht mehr zu Hause
aufbewahrt werden darf, bringe die
Initiative einzig mehr finanziellen
und administrativen Aufwand – nicht
mehr Sicherheit.

Kindheit und
Jugend waren
«fast perfekt»

Der nahtlose Rollenwechsel von der
Polizistin zur Politikerin passt zu
Geissbühler. Im Leben der 34-Jähri-
gen sind überraschende Richtungs-
wechsel und ungewohnte Leiden-
schaften auszumachen. Aufgewach-
sen ist sie in der legendären Halen-
siedlung im Norden Berns, die sowohl
bei der Architektur wie beim Zusam-
menleben der Bewohner neueAkzen-
te setzte. Ihre Eltern waren beide
Sportlehrer. Zusammen mit ihren drei
Brüdern, mehreren Zwergkaninchen
und bis zu 35 Hamstern erlebte sie
eine «fast perfekte» Kindheit und Ju-
gend. Mit zehn Jahren erhielt sie – der
Vater war dagegen – von ihrer Mutter
ein Kleinpferd: Der tägliche Umgang
mitTina sollte ihr Leben entscheidend
prägen. Geissbühler wurde zur unver-
besserlichen Pferdenärrin. Auf Tina
folgte Galaxie und schliesslich deren
heute 14-jährige Stute Iltschi.

Der Pferdesport war aber nur eine
ihrer Leidenschaften. Bis zu ihrem
19. Lebensjahr gehörte Geissbühler
zur auserlesenen Gilde der Wasser-
springerinnen.Auch dabei spielte der
Einfluss ihrer Mutter und noch mehr
jener ihres Grossvaters Ernst Strupler
mit. Strupler war selber ein begnade-
ter Turmspringer, nahm 1948 an den
Olympischen Spielen in London teil
und ging später als «Schweizer Turn-
vater» in die Geschichte ein, nachdem
er die tägliche Turnstunde in der
Volksschule und das Institut für
Sport- und Sportwissenschaften an
der Universität Bern lanciert hatte.
Die Begeisterung für den ungewohn-

ten Sport färbte ab, die Spezialität der
Enkelin sollte derAuerbachsalto wer-
den.

Polizistin statt
Kindergärtnerin

Beruflich machte die Turmspringerin
und Springreiterin ebenfalls etliche
Sprünge. Ihr Traumjob wäre Kinder-
gärtnerin gewesen. Doch es kam an-

ders. Nach dem Kindergärtnerinnen-
seminar schrieb sie gegen 100 Bewer-
bungen – und fand keine festeAnstel-
lung. Also hielt sie sich mit Stellver-
tretungen überWasser und machte ei-
ne Ausbildung für heilpädagogisches
Reiten.Weil die Krankenkassen diese
Therapieform für Kinder und Jugend-
liche mitADS, Hyperaktivität,Verhal-
tensauffälligkeiten, Wahrnehmungs-
störungen und Suchtproblemen nicht
finanzierten, musste Geissbühler sich
und ihr Pferd finanziell absichern – als
Polizistin.

Und dann kam der wohl überra-
schendste Salto in ihrem Leben: Im
Sommer 2007 kandidierte sie zusam-
men mit ihrer Mutter für den Natio-
nalrat. Die zuvor politisch völlig un-
bescholtene Geissbühler verstand
sich vonAnfang an nur als Steigbügel-
halterin für «Mammi», die als Berner
Grossrätin sehr gerne ins Bundeshaus
eingezogen wäre.Also tingelten Mut-
ter und Tochter auf einem Tandem
durch die Gegend, besuchten gemein-
sam all dieWahlveranstaltungen – und
waren dann beide kolossal über-
rascht, als nicht die Mutter, sondern
dieTochter gewählt wurde. «Das kam
für mich völlig unerwartet», sagt sich
die Kaltstarterin, «damit habe ich bis
zum Schluss nie gerechnet.»

Pflichtbewusst
und jederzeit
auf Parteilinie

Seither fällt Geissbühler im Bundes-
haus vor allem durch zwei Eigen-
schaften auf: ihr Pflichtbewusstsein
und ihre dezidierte SVP-Haltung. Sie
hat noch nie an einem Sessionstag ge-
fehlt, höchst selten eine Abstimmung
verpasst. «Dafür bin ich gewählt»,
hält die eifrige Senkrechtstarterin
fest. Inhaltlich weicht sie kaum von
der SVP-Linie ab. In etlichenVorstös-
sen undVoten forderte sie unter ande-
rem eine konsequent harte Drogen-
politik, eine Sippenhaft der Eltern bei
kriminellen Jugendlichen, eine Ver-
schärfung des Jugendstrafrechts und
die Rückkehr zum alten Bussenre-
gime bei Vergehen und Verbrechen.
Und vor allem will die Polizistin nicht
einsehen, warum Gewalttäter, Sexu-
alstraftäter und Mörder, die ihre Tat
im Drogen- und Alkoholrausch bege-
hen, ohne oder mit einer verminder-
ten Strafe rechnen dürfen. Innerhalb
der SVP kann sie mit diesen Themen
punkten, ausserhalb weniger.

Geissbühler weiss um ihren Ruf als
SVP-Hardlinerin: «Ich habe einfach
eine sehr klare Einstellung.»Anderer-
seits gehe sie jeweils auch die andere
Seite anhören. Dies selbstverständ-
lich nicht hoch zu Ross – und ohne
dann gleich einen Salto rückwärts zu
machen.

Polizistin hoch zu Ross: SVP-Nationalrätin Andrea Geissbühler überwacht den
Neujahrsempfang vor dem Bundeshaus. Bild Lukas Lehmann/Keystone

Waffen-
Initiative
Weitere Infos: www.suedostschweiz.ch/dossier

Abstimmung 13.Feb.

BDP will Zahl ihrer
Mandate verdoppeln
Die BDP will Mittewählern
eine «neue Heimat» bieten.
Die gestrige Delegiertenver-
sammlung bildete den Start-
schuss für den ersten nationa-
lenWahlkampf der Partei.

Liestal. – Im Nationalrat will die BDP
ihre Sitzzahl von fünf auf mindestens
zehn verdoppeln, wie Parteipräsident
Hans Grunder gestern vor den Dele-
gierten in Liestal (Basel-Landschaft)
sagte. Auch im Ständerat strebe die
Partei eineVerdoppelung auf zwei Sit-
ze an. Erreichen will die seit gut zwei
Jahren bestehende Partei dazu jene,
die «sich in der Schweizer Politland-
schaft zunehmend weniger aufgeho-
ben» fühlen. Mittewählern wolle die
BDP «eine neue Heimat» geben.

Wahlkampf mit Widmer-Schlumpf
BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf werde im Wahlkampf «im
Mannschaftsaufgebot der BDP» sein,
sagte Grunder weiter. Auf «welcher
Position» soll indes erst Ende Februar
oder Anfang März dargelegt werden.
Die Bundesrätin selbst war an derVer-
sammlung anwesend, ergriff dasWort
jedoch nicht.

Zur Waffeninitiative, über die am
13. Februar abgestimmt wird, be-
schloss die BDP mit 82:27 Stimmen
die Nein-Parole. (sda)


